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Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 3467 vom 16. März 2020 
des Abgeordneten Stefan Zimkeit   SPD 
Drucksache 17/8862 
 
 
Warum verhindert das Land eine Ampel als Querungshilfe an der Hünxer Straße L1? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Bürgerinnen und Bürger in Lohberg fordern dringend eine zusätzliche Querungshilfe über die 
Hünxer Straße in Dinslaken durch eine Ampel, weil es auf Grund der Neugestaltung des 
Zechengeländes zu einer erheblichen Steigerung des Fahrrad- und Fußgängerverkehrs über 
die Hünxer Straße gekommen ist und mit dem hohen Verkehrsaufkommen auf der Straße eine 
hohe Gefährdung verbunden ist. Nach Ansicht der Menschen in Lohberg reicht eine 
Verkehrsinsel als Querungshilfe nicht aus, um solche Gefährdungen auszuschließen. 
 
 
Der Minister für Verkehr hat die Kleine Anfrage 3467 mit Schreiben vom  
6. April 2020 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Die nachstehende Antwort ergänzt die Antwort der Landesregierung vom 14. Januar 2020 (LT-
Drs. 17/8446) auf die Kleine Anfrage 3250 des Abgeordneten Stefan Zimkeit in selbiger 
Angelegenheit. 
 
 
1. Kann das Land die zusätzlichen Fußgänger- und Radverkehre über die Hünxener 

Straße bestätigen? 
 
2. Ist aus Sicht des Landes damit eine erhöhte Verkehrsgefährdung verbunden? 
 
Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet: 
Zum jetzigen Zeitpunkt können weder von der Stadt Dinslaken als örtlich zuständiger 
Straßenverkehrsbehörde noch von der Regionalniederlassung Niederrhein des 
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Landesbetriebes Straßenbau Nordrhein-Westfalen die apostrophierten zusätzlichen 
Fußgänger- und Radfahrerverkehre über die Hünxener Straße (L 1) infolge der Neugestaltung 
des Zechengeländes bestätigt werden. Zudem ist nach Angaben der Kreispolizeibehörde 
Wesel das Verkehrsunfallgeschehen der vergangenen drei Jahre, insbesondere hinsichtlich 
der Fußgängerüberquerungen, als unauffällig anzusehen, sodass derzeit auch keine erhöhte 
Verkehrsgefährdung zu erkennen ist. 
 
 
3. Warum lehnt das Land den Bau einer Ampelanlage für den Fahrrad- und 

Fußgängerverkehr ab? 
 
Die Entscheidung über die Einrichtung einer Ampelanlage zur Sicherung der Fußänger- und 
Radfahrerquerungen obliegt der Stadt Dinslaken als örtlich zuständiger 
Straßenverkehrsbehörde auf Grundlage der straßenverkehrsrechtlichen Bestimmungen des § 
45 Absatz 9 in Verbindung mit § 44 Absatz 1 Straßenverkehrs-Ordnung. (StVO). Hiernach ist 
der Einsatz einer Ampelanlage nur zulässig, wenn aufgrund der besonderen örtlichen 
Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung der 
Sicherheit und Ordnung des Verkehrs erheblich übersteigt. Nach der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) sind vor jeder Entscheidung 
die Straßenbaubehörde (hier: Landesbetrieb Straßenbau NRW) und die Polizei (hier: 
Kreispolizeibehörde Wesel) zu hören - vgl. Nr. I. zu § 45 Absatz 1 bis 1e VwV-StVO. 
 
Aufgrund der bestehenden Unsicherheiten bezüglich der Überquerungshäufigkeit der 
Hünxener Straße in Höhe der „Blauen Bude“ haben sich die örtlich zuständigen Behörden, wie 
in der Beantwortung der Kleinen Anfrage 3250 vom 14.01.2020 bereits zum Ausdruck 
gebracht, dazu entschieden, die Überquerungshilfe zunächst nur als umsetzbare Mittelinsel 
auszuführen, um den tatsächlichen Überquerungsbedarf festzustellen.  
 
Nach den Richtlinien für die Anlage und Ausstattung von Fußgängerüberwegen (R-FGÜ) - die 
VwV-StVO zu § 26 Fußgängerüberwege nimmt darauf Bezug - kommt die Einrichtung einer 
Fußgängerampelanlage erst bei einer Verkehrsbelastung von über 750 Kfz in der 
Spitzenstunde des Verkehrs und gleichzeitig mindestens 50-100 Fußgängerquerungen in 
Frage. 
 
 
4. Wäre das Land bereit, der Errichtung einer Ampel zu zustimmen, wenn die Stadt 

Dinslaken die Kosten dafür übernimmt? 
 
Wenngleich die Stadt Dinslaken im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb und der 
Kreispolizeibehörde in Kenntnis der örtlichen Situation und der fehlenden Voraussetzungen 
des § 45 Absatz 9 StVO die Einrichtung einer Ampelanlage für derzeit nicht erforderlich 
erachtet, so wäre der Landesbetrieb dennoch bereit, der Errichtung der Anlage bei Übernahme 
der geschätzten Kosten in Höhe von 124.000 € durch die Stadt zuzustimmen. 


